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1. Berufungsprozesse (reguläres Verfahren, Ausschreibungsverzicht, Genie-
klausel)  

 
§ 69 HessHG1 Berufungsverfahren 
(1) 1Freie und frei werdende Professuren werden von der Hochschulleitung unter 
Angabe der Art und des Umfangs der zu erfüllenden Aufgaben, der Qualifikations-
merkmale und des Zeitpunkts der Besetzung öffentlich und im Regelfall international 
ausgeschrieben, nachdem geprüft wurde, ob deren Funktionsbeschreibung geän-
dert, die Stelle einem anderen Aufgabenbereich zugewiesen oder nicht wieder be-
setzt werden soll; der Fachbereichsrat ist vor der Entscheidung zu hören. 2Bei der 
Festlegung des Aufgabenbereichs ist eine angemessene fachliche Breite vorzuse-
hen. 3Von der Ausschreibung kann im begründeten Einzelfall abgesehen werden, 
insbesondere wenn 
1. eine Professorin oder ein Professor der Hochschule einen Ruf einer anderen 

Hochschule auf eine höherwertige Professur erhalten hat und ein besonderes 
Interesse am Verbleib an der Hochschule besteht, 

2. für die Besetzung einer Professur eine in besonders herausragender Weise qua-
lifizierte Persönlichkeit zur Verfügung steht, deren Gewinnung im Hinblick auf 
die Stärkung der Qualität und Profilbildung insbesondere der Forschung im be-
sonderen Interesse der Hochschule liegt, 

3. eine Professorin oder ein Professor einer anderen Hochschule zur Präsidentin 
oder zum Präsidenten gewählt wurde, 

4. Nachwuchswissenschaftlerinnen und -wissenschaftler berufen werden sollen, 
die der Universität in besonderer Weise verbunden sind und die in einem Be-
schäftigungsverhältnis stehen, für dessen Begründung das Vorliegen der Ein-
stellungsvoraussetzungen des § 68 Abs. 1 und die Durchführung eines einem 
Verfahren nach § 69 vergleichbaren wissenschaftsgeleiteten Auswahlverfahrens 
erforderlich waren, oder 

5. die Professur, auf die berufen werden soll, aus einem hochschulübergreifenden 
Förderprogramm finanziert wird, dessen Vergabebestimmungen eine Ausschrei-
bung und ein einem Verfahren nach § 69 vergleichbares wissenschaftsgeleitetes 
Auswahlverfahren vorsehen. 

(2) Die Entscheidung über das Absehen von einer Ausschreibung obliegt dem Prä-
sidium im Benehmen mit dem Fachbereich und mit Zustimmung des Hochschulrats. 
(3) 1Zur Vorbereitung eines Berufungsvorschlags setzt das Dekanat im Einverneh-
men mit der Präsidentin oder dem Präsidenten eine Berufungskommission ein, der 
entsprechend der Aufgabenstellung der zu besetzenden Professur auch Mitglieder 
aus anderen Fachbereichen oder auswärtige Mitglieder angehören, und bestimmt 
deren Vorsitzende oder deren Vorsitzenden. 2Der Berufungskommission gehören an 
einer Universität, Kunsthochschule oder der Hochschule Geisenheim fünf Mitglieder 
der Professorengruppe, zwei Studierende und zwei wissenschaftliche Mitglieder, an 
einer Hochschule für angewandte Wissenschaften drei Mitglieder der Professoren-
gruppe und zwei Studierende an. 3Sofern die Hochschule eine Gleichstellungsbe-
auftragte des Fachbereichs bestellt hat, regelt sie durch Satzung die Aufgaben und 
die Zusammenarbeit der zentralen und dezentralen Frauen- und Gleichstellungsbe-
auftragten im Berufungsverfahren. 4Die Hochschulen regeln das Nähere zum Beru-
fungsverfahren durch eine Berufungsordnung. 5Die Berufungsordnung kann die Be-
nennung Berufungsbeauftragter durch die Hochschulleitung vorsehen, die an den 
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Sitzungen der Berufungskommission beratend teilnehmen. 6Die Berufungsordnung 
einer Hochschule für angewandte Wissenschaften kann vorsehen, dass der Beru-
fungskommission vier Mitglieder der Professorengruppe, zwei Studierende und ein 
wissenschaftliches Mitglied angehören können. 
(4) 1Der Fachbereich stellt aus dem Kreis der Bewerberinnen und Bewerber die Be-
rufungsliste auf; im begründeten Ausnahmefall kann eine Person vorgeschlagen 
werden, die sich nicht beworben hat. 2Der Berufungsvorschlag ist zu begründen; er 
soll drei Namen enthalten und ihm sollen zwei vergleichende Gutachten auswärtiger 
Fachleute beigefügt sein. 3Soweit von der Ausschreibung nach Abs. 1 Satz 3 abge-
sehen wird, müssen dem Berufungsvorschlag Gutachten zweier auswärtiger Fach-
leute beigefügt sein. 4Den Ruf erteilt die Präsidentin oder der Präsident. 5Die Präsi-
dentin oder der Präsident ist bei der Ruferteilung an die in der Berufungsliste ange-
gebene Reihenfolge nicht gebunden. 
(5) Berufungskommission und Fachbereich bemühen sich bei der Aufstellung der 
Berufungsliste um eine angemessene Repräsentanz der Geschlechter; sie doku-
mentieren ihre aktive Suche nach geeigneten Wissenschaftlerinnen oder Künstlerin-
nen. 
(6) Bei der Berufung können Mitglieder der eigenen Hochschule in begründeten Aus-
nahmefällen berücksichtigt werden. 
(7) Die Hochschulen können in begründeten Ausnahmefällen mit Zustimmung des 
Hochschulrats von einzelnen Bestimmungen der Abs. 1 bis 6 abweichen. 
(8) Die Hochschulen können zur Besetzung von Professuren gemeinsame Beru-
fungsverfahren mit wissenschaftlichen Einrichtungen, die keiner Hochschule zuge-
hören, sowie mit Hochschulverbünden durchführen oder Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler kooptieren; das Nähere regelt die Hochschule durch Satzung. 
 
§ 88 HessHG Stiftungsrechtsform und Sitz, Anwendung des Hessischen Stif-
tungsgesetzes 
(1) Die Johann Wolfgang Goethe-Universität Frankfurt am Main ist als Hochschule 
des Landes eine rechtsfähige Stiftung des öffentlichen Rechts mit Sitz in Frankfurt 
am Main (Stiftungsuniversität). 
(2) Soweit in den §§ 89 bis 96 nichts anderes bestimmt ist, gilt für die Stiftung das 
Hessische Stiftungsgesetz vom 4. April 1966 (GVBl. I S. 77), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 23. Juni 2020 (GVBl. S. 430).2 
 
§ 97 HessHG Hochschule für Bildende Künste – Städelschule 
(1) 1Die Arbeits- und Ausbildungsverhältnisse der an der Hochschule für Bildende 
Künste – Städelschule (nachfolgend als Städelschule bezeichnet) als Anstalt des 
öffentlichen Rechts tätigen Beschäftigten werden ab dem 1. Januar 2019 von der 
Städelschule als Körperschaft des öffentlichen Rechts unverändert fortgeführt. 2Be-
triebsbedingte Kündigungen aus Anlass des Formwechsels der Städelschule in eine 
Körperschaft sind ausgeschlossen, Dienstvereinbarungen gelten fort. 3Für neu ein-
zustellende Beschäftigte gelten die arbeits- und tarifvertraglichen Bestimmungen 
des Landes mit Ausnahme des § 25 des Tarifvertrags für den öffentlichen Dienst des 
Landes Hessen (TV-H). 4Die Beschäftigten haben Anspruch auf eine zusätzliche Al-
ters- und Hinterbliebenenversorgung, die derjenigen nach § 25 TV-H im Wesentli-
chen gleichwertig ist. 5Die Beschäftigten der Städelschule dürfen Angebote und Ein-
richtungen des Landes im gleichen Umfang und zu gleichen Bedingungen in An-
spruch nehmen wie Bedienstete der anderen Hochschulen des Landes. 
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(2) 1Vorgesetzte oder Vorgesetzter der Präsidentin oder des Präsidenten ist die oder 
der Vorsitzende des Hochschulrats. 2Vorgesetzte oder Vorgesetzter des übrigen 
Hochschulpersonals ist die Präsidentin oder der Präsident. 3Zur Begründung des 
Arbeitsverhältnisses mit der Präsidentin oder dem Präsidenten wird die Städelschule 
durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Hochschulrats vertreten. 4Der Ver-
trag steht unter dem Vorbehalt der Zustimmung des Ministeriums. 
(3) 1Von den Bestimmungen dieses Gesetzes können vom Senat im Einvernehmen 
mit dem Präsidium für folgende Bereiche abweichende Regelungen getroffen wer-
den: 
1. von der Organisationsstruktur und den Bezeichnungen der Organe nach den §§ 

36 bis 55, mit Ausnahme der §§ 37 bis 40, durch die Grundordnung, die der 
Genehmigung des Ministeriums bedarf, 

2. von dem Berufungsverfahren nach § 69 durch Satzung, 
3. von der aufgrund des § 76 erlassenen Rechtsverordnung durch Satzung, 
4. von der Qualitätssicherung nach § 14 Abs. 1 durch Satzung. 
2Die Satzungen nach Satz 1 Nr. 2 bis 4 bedürfen der Genehmigung des Hochschul-
rats. 
(4) 1Die Studierenden der Städelschule sind verpflichtet, Beiträge zur Finanzierung 
des Verpflegungsbetriebs der Städelschule und sonstiger der Förderung der wirt-
schaftlichen, sozialen, gesundheitlichen, sportlichen und kulturellen Belange der 
Studierenden dienender Einrichtungen und Maßnahmen der Städelschule zu leisten. 
2Die Beiträge werden aufgrund einer Satzung des Senats der Städelschule erhoben, 
die der Genehmigung des Hochschulrats bedarf. 3Sie sollen die Beiträge der Stu-
dierenden der anderen Hochschulen des Landes zu den Studierendenwerken nicht 
wesentlich übersteigen. 
(5) 1Von den §§ 83 bis 87 können durch Satzung des Senats der Städelschule, die 
der Genehmigung des Hochschulrats bedarf, abweichende Regelungen getroffen 
werden. 2Für den Satzungsbeschluss ist zusätzlich die Stimmenmehrheit der Se-
natsmitglieder nach § 42 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 erforderlich. 
 
§ 98 HessHG Kunsthochschule Kassel an der Universität Kassel 
(1) 1Die Kunsthochschule Kassel an der Universität Kassel (nachfolgend als Kunst-
hochschule Kassel bezeichnet) nimmt die Aufgaben nach § 4 Abs. 2 im Rahmen der 
Universität Kassel wahr. 2Ihr werden die für sie vorgesehenen Sachmittel zur Wahr-
nehmung ihrer Aufgaben in Forschung und Lehre durch die Universität Kassel zur 
Bewirtschaftung übertragen; die Gesamtverantwortung der Universität Kassel nach 
§ 10 Abs. 2 und 3 bleibt unberührt. 
(2) 1Organe der Kunsthochschule Kassel sind der Kunsthochschulrat, das Rektorat 
und die Rektorin oder der Rektor. 2Diese Organe werden gebildet mit dem Ziel der 
teilautonomen Wahrnehmung von Aufgaben nach § 4 Abs. 2 einer Kunsthochschule 
im Rahmen der Universität Kassel. 
(3) 1Der Kunsthochschulrat nimmt für die Kunsthochschule die Aufgaben nach § 50 
wahr, die Bestimmungen über den Fachbereichsrat gelten entsprechend. 2Dem 
Kunsthochschulrat gehören abweichend von § 50 zehn Mitglieder der Professoren-
gruppe, fünf Studierende, drei wissenschaftlich-künstlerische Mitglieder und ein ad-
ministrativ-technisches Mitglied an. 
(4) 1Das Rektorat leitet die Kunsthochschule und nimmt die Aufgaben nach § 51 
wahr. 2Dem Rektorat gehören die Rektorin oder der Rektor sowie zwei Vertreterin-
nen oder Vertreter der Rektorin oder des Rektors, die aus dem Kreis der 
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Professorinnen und Professoren der Kunsthochschule gewählt werden, an; für die 
Amtszeit der Stellvertreterinnen oder Stellvertreter gilt § 51 Abs. 4 entsprechend. 
3Über die Geschäftsverteilung und Vertretung entscheidet die Rektorin oder der Rek-
tor, im Übrigen gilt § 44 Abs. 4 entsprechend. 
(5) 1Die Rektorin oder der Rektor nimmt für den Bereich der Kunsthochschule die 
Aufgaben nach § 52 wahr, führt den Vorsitz im Kunsthochschulrat und vertritt die 
Kunsthochschule in allen künstlerischen, gestalterischen, kunstpädagogischen und 
kunstwissenschaftlichen Belangen gegenüber dem Ministerium und nach außen. 
2Sie oder er wird aus dem Kreis der Professorinnen und Professoren der Kunsthoch-
schule für eine Amtszeit von vier Jahren gewählt und nimmt die Aufgaben im Rah-
men des Dienstverhältnisses als Professorin oder Professor wahr. 3Der Wahlvor-
schlag bedarf der Zustimmung der Präsidentin oder des Präsidenten der Universität 
Kassel. 
(6) 1Abweichend von Abs. 5 kann der Kunsthochschulrat im Einvernehmen mit dem 
Präsidium der Universität Kassel eine hauptberufliche Wahrnehmung der Funktion 
der Rektorin oder des Rektors beschließen. 2Die Präsidentin oder der Präsident 
schreibt die Stelle rechtzeitig öffentlich aus. 3Gewählt werden kann, wer eine abge-
schlossene Hochschulausbildung besitzt, eine mehrjährige verantwortliche Tätigkeit 
in den Bereichen Kunst oder Kultur mit Führungserfahrung nachweisen kann sowie 
künstlerische, gestalterische, kunstpädagogische oder kunstwissenschaftliche Aus-
bildungsbereiche aus eigener Anschauung kennt. 4Die Rektorin oder der Rektor wird 
in der Regel in ein Beamtenverhältnis auf Zeit für die Dauer von vier Jahren mit der 
Möglichkeit der Verlängerung im Falle einer Wiederwahl berufen; sofern die gesetz-
lichen Voraussetzungen für die Berufung in ein Beamtenverhältnis nicht vorliegen, 
kann ein Arbeitsverhältnis begründet werden. 5Bei Erfüllen der Einstellungsvoraus-
setzungen nach § 68 wird für die Rektorin oder den Rektor eine an die Amtszeit 
gebundene Professur auf Zeit eingerichtet, deren Gesamtdauer abweichend von § 
67 Abs. 5 acht Jahre nicht überschreiten darf. 6Die Bestellung der gewählten Person 
zur Rektorin oder zum Rektor erfolgt durch die Präsidentin oder den Präsidenten der 
Universität Kassel. 7Das Nähere zum Besetzungsverfahren und zu den Einstellungs-
voraussetzungen regelt die Universität Kassel durch Satzung. 
(7) Der Kunsthochschulrat kann die Rektorin oder den Rektor mit einer Mehrheit von 
zwei Dritteln seiner Mitglieder abwählen, wenn die Präsidentin oder der Präsident 
der Universität Kassel diesem Antrag vor der Beschlussfassung über die Abwahl zu-
gestimmt hat. 
(8) Zur Weiterentwicklung der Teilautonomie können der Kunsthochschule durch die 
Grundordnung weitere Aufgaben übertragen werden; die Gesamtverantwortung der 
Universität nach § 10 Abs. 2 und 3 bleibt unberührt. 
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2. Voraussetzungen für die Berufung in das Professor:innenverhältnis 
 

a) Juniorprofessur  

 
§ 68 HessHG Einstellungsvoraussetzungen 
(1) Mindestvoraussetzungen für die Einstellung als Professorin oder Professor sind 
neben den allgemeinen dienstrechtlichen Voraussetzungen ein abgeschlossenes 
Hochschulstudium, die für die Erfüllung der Aufgaben nach § 67 Abs. 1 erforderliche 
Befähigung zu wissenschaftlicher oder künstlerischer Arbeit und die dafür erforder-
liche pädagogische Eignung. 
(2) 1Als Nachweis der Befähigung zu wissenschaftlicher Arbeit gilt in der Regel die 
Qualität der Promotion; darüber hinaus werden nach den Anforderungen der Stelle 
verlangt: 
1. zusätzliche wissenschaftliche Leistungen oder 
2. besondere Leistungen bei der Anwendung oder Entwicklung wissenschaftlicher 

Erkenntnisse und Methoden in einer mindestens fünfjährigen beruflichen Praxis, 
von der mindestens drei Jahre außerhalb des Hochschulbereichs ausgeübt wor-
den sein müssen. 

2Die erforderliche Befähigung zu künstlerischer Arbeit wird durch besondere künst-
lerische Leistungen während einer mehrjährigen, den Aufgaben einer Professur för-
derlichen und erfolgreichen beruflichen Tätigkeit nachgewiesen; je nach den Anfor-
derungen der Stelle sind darüber hinaus zusätzliche künstlerische Leistungen nach-
zuweisen. 3Bei der Bewertung der wissenschaftlichen oder künstlerischen Leistun-
gen dürfen Elternzeiten nach § 15 des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Januar 2015 (BGBl. I S. 33), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 15. Februar 2021 (BGBl. I S. 239), sowie sonstige auf 
familiären Gründen beruhende Zeiten der Nichtbeschäftigung, Beurlaubung, Verrin-
gerung der Arbeitszeit oder Teilzeitbeschäftigung nicht nachteilig bewertet werden. 
4Pädagogische Eignung wird in der Regel durch selbstständige Lehre nachgewie-
sen, deren Qualität durch Evaluation oder auf andere Weise festgestellt ist; der 
Nachweis kann auch durch Erfahrung in der Ausbildung oder durch Teilnahme an 
Fort- und Weiterbildungen in Hochschuldidaktik erfolgen. 
(3) An die Stelle einer Promotion kann ein gleichwertiger wissenschaftlicher Qualifi-
kationsnachweis treten, wenn in der entsprechenden Fachrichtung eine Promotion 
nicht üblich ist. 
(4) Auf eine Stelle, deren Funktionsbeschreibung die Wahrnehmung schulpädagogi-
scher, fachdidaktischer oder erziehungswissenschaftlicher Aufgaben in der Lehrer-
bildung vorsieht, soll nur berufen werden, wer nach der Ausbildung eine dreijährige 
Schulpraxis nachweist. 
(5) 1Abweichend von Abs. 1 und 2 kann, soweit es der Eigenart des Fachgebiets und 
den Anforderungen der Stelle entspricht, als Professorin oder Professor auch einge-
stellt werden, wer hervorragende fachbezogene Leistungen in der Praxis und päda-
gogische Eignung nachweist. 2Die allgemeinen dienstrechtlichen Voraussetzungen 
müssen erfüllt sein. 
(6) 1In medizinischen Fachbereichen müssen die Bewerberinnen und Bewerber die 
für das Fachgebiet vorgesehene Weiterbildung nachweisen. 2In psychologischen 
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Fachbereichen müssen die Bewerberinnen und Bewerber für das Fach Klinische 
Psychologie die für das Fachgebiet vorgesehene Fachkunde Psychotherapie nach-
weisen. 
 
 
§ 70 HessHG Entwicklungszusagen, Qualifikationsprofessur 
(1) 1Soweit dies in der Ausschreibung vorgesehen ist, kann im Rahmen der Einstel-
lung die dauerhafte Übertragung einer Professur einer höheren Besoldungsgruppe 
für den Fall zugesagt werden, dass sich die Professorin oder der Professor in einer 
höchstens sechsjährigen Beschäftigungsphase für die zugesagte Professur bewährt 
hat (Entwicklungszusage). 2Die Anforderungen an die Bewährung werden in einer 
Ziel- und Leistungsvereinbarung festgelegt. 3Abs. 4 Satz 2 und 6 sowie § 74 bleiben 
unberührt. 
(2) 1Die Bewährung in Forschung und Lehre sowie die Erreichung der in der Verein-
barung nach Abs. 1 Satz 2 festgelegten Ziele sind in einem Evaluationsverfahren 
unter Beteiligung externer und international ausgewiesener Wissenschaftlerinnen 
oder Wissenschaftler festzustellen. 2Von einem Evaluationsverfahren nach Satz 1 
kann in begründetem Einzelfall abgesehen werden, wenn eine andere Hochschule 
einen zumindest gleichwertigen Ruf erteilt hat. 3Das Nähere regelt die Hochschule 
durch Satzung. 
(3) 1Das Ziel einer Entwicklungszusage kann an Universitäten, Kunst- und Musik-
hochschulen sowie der Hochschule Geisenheim im Fall der erstmaligen Verleihung 
einer Professur auch in der Erbringung der zusätzlichen wissenschaftlichen Leistun-
gen nach § 68 Abs. 2 Nr. 1 in Verbindung mit der Zusage der dauerhaften Übertra-
gung einer Professur derselben oder einer höheren Besoldungsgruppe bestehen 
(Qualifikationsprofessur). 2Die Bewerberin oder der Bewerber soll an einer anderen 
als der berufenden Hochschule promoviert haben oder nach der Promotion mindes-
tens zwei Jahre außerhalb der berufenden Hochschule wissenschaftlich tätig gewe-
sen sein. 3Die Dauer der wissenschaftlichen Tätigkeit während und nach der Promo-
tion soll in der Regel neun Jahre oder die Tätigkeit nach der Promotion vier Jahre 
nicht übersteigen; Abs. 4 Satz 2 gilt entsprechend. 4Die Aufgaben der Qualifikations-
professorinnen und -professoren in der Lehre sind zugunsten der eigenverantwortli-
chen Forschung entsprechend zu verringern. 
(4) 1Während der Bewährungsphase erfolgt die Beschäftigung in einem Beamten-
verhältnis auf Zeit von einer insgesamt höchstens sechsjährigen Dauer oder in ei-
nem entsprechend befristeten Arbeitsverhältnis. 2Bei Geburt oder Annahme eines 
Kindes oder seiner Aufnahme in den Haushalt mit dem Ziel seiner Annahme als Kind 
während der Bewährungsphase wird die höchstzulässige Dauer des Beschäfti-
gungsverhältnisses um ein Jahr pro Kind verlängert, höchstens jedoch um insge-
samt zwei Jahre. 3Nach der erfolgreichen Evaluation wird das Beamtenverhältnis auf 
Zeit in ein Beamtenverhältnis auf Lebenszeit umgewandelt, soweit die beamten-
rechtlichen Voraussetzungen hierfür vorliegen. 4Zudem kann die Übernahme in ein 
höheres Amt erfolgen. 5Entsprechendes gilt für die Umwandlung eines befristeten 
Arbeitsverhältnisses in ein unbefristetes. 6Konnte in dem Evaluationsverfahren nach 
Abs. 2 die erforderliche Bewährung in Forschung und Lehre nicht festgestellt wer-
den, kann das Beamtenverhältnis auf Zeit oder das Arbeitsverhältnis um bis zu ein 
Jahr verlängert werden. 
(5) 1Qualifikationsprofessuren können ausnahmsweise auch ohne Entwicklungszu-
sage begründet werden. 2Abs. 3 Satz 2 bis 4 sowie Abs. 4 Satz 1 und 2 gelten 
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entsprechend. 3Bei einem Wechsel auf eine Qualifikationsprofessur mit Entwick-
lungszusage ist die Dauer der Beschäftigung auf die Höchstdauer nach Abs. 4 Satz 
1 anzurechnen. 
(6) Die Befristungsregelungen des Abs. 4 Satz 1 und 2 gelten für nichtstaatliche 
Hochschulen entsprechend. 

b) Professur  

 
§ 68 HessHG Einstellungsvoraussetzungen 
(1) Mindestvoraussetzungen für die Einstellung als Professorin oder Professor sind 
neben den allgemeinen dienstrechtlichen Voraussetzungen ein abgeschlossenes 
Hochschulstudium, die für die Erfüllung der Aufgaben nach § 67 Abs. 1 erforderliche 
Befähigung zu wissenschaftlicher oder künstlerischer Arbeit und die dafür erforder-
liche pädagogische Eignung. 
(2) 1Als Nachweis der Befähigung zu wissenschaftlicher Arbeit gilt in der Regel die 
Qualität der Promotion; darüber hinaus werden nach den Anforderungen der Stelle 
verlangt: 
1. zusätzliche wissenschaftliche Leistungen oder 
2. besondere Leistungen bei der Anwendung oder Entwicklung wissenschaftlicher 

Erkenntnisse und Methoden in einer mindestens fünfjährigen beruflichen Praxis, 
von der mindestens drei Jahre außerhalb des Hochschulbereichs ausgeübt wor-
den sein müssen. 

2Die erforderliche Befähigung zu künstlerischer Arbeit wird durch besondere künst-
lerische Leistungen während einer mehrjährigen, den Aufgaben einer Professur för-
derlichen und erfolgreichen beruflichen Tätigkeit nachgewiesen; je nach den Anfor-
derungen der Stelle sind darüber hinaus zusätzliche künstlerische Leistungen nach-
zuweisen. 3Bei der Bewertung der wissenschaftlichen oder künstlerischen Leistun-
gen dürfen Elternzeiten nach § 15 des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Januar 2015 (BGBl. I S. 33), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 15. Februar 2021 (BGBl. I S. 239), sowie sonstige auf 
familiären Gründen beruhende Zeiten der Nichtbeschäftigung, Beurlaubung, Verrin-
gerung der Arbeitszeit oder Teilzeitbeschäftigung nicht nachteilig bewertet werden. 
4Pädagogische Eignung wird in der Regel durch selbstständige Lehre nachgewie-
sen, deren Qualität durch Evaluation oder auf andere Weise festgestellt ist; der 
Nachweis kann auch durch Erfahrung in der Ausbildung oder durch Teilnahme an 
Fort- und Weiterbildungen in Hochschuldidaktik erfolgen. 
(3) An die Stelle einer Promotion kann ein gleichwertiger wissenschaftlicher Qualifi-
kationsnachweis treten, wenn in der entsprechenden Fachrichtung eine Promotion 
nicht üblich ist. 
(4) Auf eine Stelle, deren Funktionsbeschreibung die Wahrnehmung schulpädagogi-
scher, fachdidaktischer oder erziehungswissenschaftlicher Aufgaben in der Lehrer-
bildung vorsieht, soll nur berufen werden, wer nach der Ausbildung eine dreijährige 
Schulpraxis nachweist. 
(5) 1Abweichend von Abs. 1 und 2 kann, soweit es der Eigenart des Fachgebiets und 
den Anforderungen der Stelle entspricht, als Professorin oder Professor auch einge-
stellt werden, wer hervorragende fachbezogene Leistungen in der Praxis und päda-
gogische Eignung nachweist. 2Die allgemeinen dienstrechtlichen Voraussetzungen 
müssen erfüllt sein. 
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(6) 1In medizinischen Fachbereichen müssen die Bewerberinnen und Bewerber die 
für das Fachgebiet vorgesehene Weiterbildung nachweisen. 2In psychologischen 
Fachbereichen müssen die Bewerberinnen und Bewerber für das Fach Klinische 
Psychologie die für das Fachgebiet vorgesehene Fachkunde Psychotherapie nach-
weisen. 
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3. Sonderfall: Regelungen zu Tenure Track  
 
§ 71 HessHG Tandem-Professur 
(1) Nachwuchswissenschaftlerinnen und -wissenschaftler, bei denen die Einstel-
lungsvoraussetzungen des § 68 Abs. 1 vorliegen, können die für die Übertragung 
einer Professur erforderliche dreijährige außerhochschulische Berufspraxis nach § 
68 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 im Rahmen einer Tandem-Professur erwerben. 
(2) 1Tandem-Professorinnen und -Professoren werden in einem auf höchstes vier 
Jahre befristeten Arbeitsverhältnis mit dem hälftigen Umfang einer Vollzeitprofessur 
beschäftigt. 2Die Vergütung orientiert sich an der Besoldungsgruppe W1 der Anlage 
II des Hessischen Besoldungsgesetzes vom 27. Mai 2013 (GVBl. S. 218, 256, 508), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 21. Mai 2021 (GVBl. S. 270). 3Sie führen die 
hochschulrechtliche Bezeichnung „Professorin“ oder „Professor“. 
(3) Die Hochschule für angewandte Wissenschaften schließt mit der Einrichtung au-
ßerhalb des Hochschulbereichs, in der die dreijährige außerhochschulische Berufs-
praxis erworben werden soll, eine Vereinbarung, die mindestens Regelungen über 
1. die Verteilung der Arbeitszeit und die Gewährleistung eines hälftigen Beschäfti-

gungsumfangs an der Einrichtung, 
2. die Sicherung der Anbindung an die Hochschule und 
3. unterstützende Personalentwicklungsmaßnahmen 
enthält. 
(4) 1Soweit dies in der Ausschreibung vorgesehen ist, kann die Hochschule im Rah-
men der Einstellung die dauerhafte Übertragung einer Professur für den Fall zusa-
gen, dass die Stelleninhaberin oder der Stelleninhaber während der Beschäftigung 
die nach § 68 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 erforderliche mindestens dreijährige außerhoch-
schulische Berufspraxis erwirbt. 2Die Zusage erfolgt unter dem Vorbehalt des Vorlie-
gens der allgemeinen dienstrechtlichen Voraussetzungen im Zeitpunkt der dauer-
haften Übertragung. 
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4. Beschäftigungsstatus/Möglichkeit zur Verbeamtung/Angestelltenverhält-
nis/Besoldung  

 

a) Beschäftigungsstatus/Möglichkeit zur Verbeamtung/Angestelltenverhält-
nis 

 
§ 66 HessHG Allgemeine Vorschriften 
(1) Das Personal der Hochschule steht im Dienst des Landes, Personalentscheidun-
gen sind staatliche Angelegenheiten. 
(2) 1Die Hochschulen nehmen die Aufgaben der obersten Dienstbehörde und die 
entsprechenden Aufgaben für das nicht verbeamtete Hochschulpersonal mit Aus-
nahme der hauptamtlichen Mitglieder des Präsidiums wahr; § 12 bleibt unberührt. 
2Die Hochschulen sind auch zuständig, soweit die oberste Dienstbehörde bei beam-
tenrechtlichen Ausnahmeregelungen als das für die Dienstaufsicht zuständige Mi-
nisterium das Einvernehmen erklären muss. 3Die für das Hochschulwesen zustän-
dige Ministerin oder der hierfür zuständige Minister wird ermächtigt, im Einverneh-
men mit der für das Recht des öffentlichen Dienstes zuständigen Ministerin oder 
dem hierfür zuständigen Minister und der jeweiligen Hochschule Zuständigkeiten 
einschließlich der Entscheidung über Widersprüche in Angelegenheiten der Beihilfe, 
Besoldung und Versorgung auf eine andere Stelle zu übertragen. 
(3) 1Auf das beamtete wissenschaftliche und künstlerische Personal an den Hoch-
schulen des Landes Hessen werden die für Beamtinnen und Beamte allgemein gel-
tenden Vorschriften des Hessischen Beamtengesetzes und des Beamtenstatusge-
setzes vom 17. Juni 2008 (BGBl. I S. 1010), zuletzt geändert durch Gesetz vom 28. 
Juni 2021 (BGBl. I S. 2250), mit Ausnahme der Vorschriften über die Beurteilung 
angewandt, soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist. 2§ 11 Abs. 1 Satz 
1 und Abs. 2 der Hessischen Laufbahnverordnung vom 17. Februar 2014 (GVBl. S. 
57), zuletzt geändert durch Gesetz vom 5. Februar 2016 (GVBl. S. 30), gilt entspre-
chend mit der Maßgabe, dass bei der Einstellung von Professorinnen und Professo-
ren ein besonderes dienstliches Interesse vorliegt, wenn die einzustellende Bewer-
berin oder der einzustellende Bewerber gegenüber der oder dem für eine Berufung 
tatsächlich zur Verfügung stehenden auf der Berufungsliste Nächstplatzierten einen 
herausragenden Eignungsvorsprung aufweist oder andere Bewerberinnen und Be-
werber in die Berufungsliste nicht aufgenommen worden sind. 3Die Einstellung be-
darf der Zustimmung des Ministeriums im Einvernehmen mit dem für Finanzen zu-
ständigen Ministerium. 
(4) 1Die beamtenrechtlichen Bestimmungen über die Laufbahnen und den einstwei-
ligen Ruhestand sind auf Professorinnen und Professoren nicht anzuwenden, soweit 
in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist. 2Die Vorschriften über die Arbeitszeit 
mit Ausnahme des § 68 Abs. 2 des Hessischen Beamtengesetzes sind auf Profes-
sorinnen und Professoren nicht anzuwenden. 3Erfordert jedoch der Aufgabenbereich 
einer Hochschuleinrichtung eine regelmäßige oder planmäßige Anwesenheit, kann 
die Arbeitszeit nach den §§ 60 und 61 des Hessischen Beamtengesetzes geregelt 
werden. 4Professorinnen und Professoren können nur mit ihrer Zustimmung abge-
ordnet oder versetzt werden. 5Abordnung und Versetzung in ein gleichwertiges Amt 
an einer anderen Hochschule innerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes sind 
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auch ohne ihre Zustimmung zulässig, wenn die Hochschule oder die Hochschulein-
richtung, an der sie tätig sind, aufgelöst oder mit einer anderen Hochschule zusam-
mengeschlossen wird, oder wenn die Studien- oder Fachrichtung, in der sie tätig 
sind, ganz oder teilweise aufgegeben oder an eine andere Hochschule verlegt wird; 
in diesen Fällen beschränkt sich eine Mitwirkung der aufnehmenden Hochschule 
oder Hochschuleinrichtung bei der Einstellung von Professorinnen und Professoren 
auf eine Anhörung. 6Ein Eintritt in den Ruhestand mit Ablauf der Dienstzeit ist bei 
Professorinnen und Professoren im Beamtenverhältnis auf Zeit ausgeschlossen. 
(5) Zur Übernahme einer Nebentätigkeit sind Professorinnen und Professoren nur 
insoweit verpflichtet, als die Nebentätigkeit in unmittelbarem Zusammenhang mit ih-
rer Lehr- und Forschungstätigkeit steht. 
(6) 1Die Vorschriften des Hessischen Beamtengesetzes über die Laufbahnen und 
den einstweiligen Ruhestand sind auf wissenschaftliche und künstlerische Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter in einem Beamtenverhältnis auf Zeit nicht anzuwenden. 2Ein 
Eintritt in den Ruhestand mit Ablauf der Dienstzeit ist für wissenschaftliche und 
künstlerische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in einem Beamtenverhältnis auf Zeit 
ausgeschlossen. 
 
§ 67 HessHG Professorinnen und Professoren 
(1) 1Professorinnen und Professoren nehmen die ihrer Hochschule jeweils obliegen-
den Aufgaben in Wissenschaft, Kunst, künstlerischen Entwicklungsvorhaben, For-
schung, Lehre, Wissens- und Technologietransfer und Weiterbildung nach näherer 
Ausgestaltung ihres Dienstverhältnisses selbstständig wahr; zu ihren Aufgaben ge-
hören insbesondere: 
1. die Durchführung von Forschungs- oder Entwicklungsvorhaben, 
2. die Förderung und Betreuung des wissenschaftlichen und künstlerischen Nach-

wuchses, 
3. das Abhalten von Lehrveranstaltungen ihrer Fächer in allen Studiengängen und 

sonstigen Studienangeboten, 
4. die Verwirklichung der zur Sicherstellung des Lehrangebots gefassten Be-

schlüsse der Hochschulorgane, 
5. die Mitwirkung an Eignungsfeststellungsprüfungen und Auswahlverfahren beim 

Hochschulzugang und bei der Zulassung der Studienbewerber und Studienbe-
werberinnen, 

6. die fachliche Betreuung Studierender auch außerhalb der Lehrveranstaltungen, 
7. die Beteiligung an der Studienreform und an der Studienfachberatung, 
8. die Mitwirkung an Prüfungen und 
9. die Beteiligung an der Selbstverwaltung der Hochschule. 
2Zu den Aufgaben der Professorinnen und Professoren kann es gehören, in medizi-
nischen und anderen Einrichtungen, die mittelbar Forschung und Lehre dienen, mit-
zuwirken. 
(2) Professorinnen und Professoren an Universitäten und Kunsthochschulen kön-
nen, soweit die Stellenbeschreibung dies vorsieht, überwiegend Lehraufgaben oder 
ausschließlich oder überwiegend Forschungsaufgaben übertragen werden. 
(3) 1Die in Forschung und Lehre erbrachten Leistungen sind in Abständen von fünf 
Jahren in einem Bericht an das Präsidium darzustellen; dieses kann eine kürzere 
Frist festlegen. 2Zusagen über die Ausstattung sind zu befristen. 3Sie können auch 
an bestimmte Voraussetzungen geknüpft werden. 
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(4) 1Professorinnen und Professoren werden in einem Beamten- oder Arbeitsverhält-
nis beschäftigt. 2Mit der Begründung des Arbeitsverhältnisses ist die Bezeichnung 
„Professorin“ oder „Professor“ verliehen. 3Die Bezeichnung kann nach Beendigung 
der Beschäftigung weitergeführt werden, wenn die Dienstzeit mindestens fünf Jahre 
betrug. 4Für den Verlust der Bezeichnung gelten die beamtenrechtlichen Bestim-
mungen über die Amtsbezeichnung. 
(5) 1Das Arbeitsverhältnis kann unbefristet oder befristet, das Beamtenverhältnis auf 
Lebenszeit oder auf Zeit begründet werden. 2Die Dauer des Beamtenverhältnisses 
auf Zeit beträgt drei bis sechs Jahre. 3Das befristete Beamtenverhältnis kann einmal 
verlängert werden; die Gesamtdauer des Beamtenverhältnisses auf Zeit darf sechs 
Jahre nicht überschreiten. 4Satz 2 und 3 gelten entsprechend für befristete Arbeits-
verhältnisse. 
(6) 1Die Entfristung eines befristeten Arbeitsverhältnisses und die Umwandlung ei-
nes Beamtenverhältnisses auf Zeit in ein Beamtenverhältnis auf Lebenszeit ist mög-
lich, wenn in der Ausschreibung der Stelle auf die Umwandlungs- oder Entfristungs-
möglichkeit hingewiesen worden ist und entweder vor Ende der Beschäftigung die 
Leistungen begutachtet worden sind oder eine andere Hochschule einen Ruf erteilt 
hat. 2Die Hochschulen regeln das Verfahren der Entfristung durch Satzung. 
(7) 1Bei der ersten Verleihung eines Professorenamtes sollen Professorinnen und 
Professoren in ein Beamtenverhältnis auf Probe berufen werden. 2Die Probezeit be-
trägt in der Regel drei Jahre, mindestens aber ein Jahr. 3Die Hochschulen regeln das 
Verfahren zur Feststellung der Bewährung nach § 20 Abs. 2 des Hessischen Beam-
tengesetzes durch Satzung. 4Abweichend von Satz 1 und 2 ist eine Berufung in ein 
Beamtenverhältnis auf Lebenszeit insbesondere möglich, wenn eine andere Hoch-
schule einen Ruf erteilt hat. 5Bei einer Beschäftigung im Arbeitsverhältnis gelten Satz 
1 bis 4 entsprechend. 
(8) 1Eine Teilzeitprofessur kann vorgesehen werden, wenn im Interesse der Aktuali-
tät des Lehrangebots oder des Wissenstransfers die Verbindung zur Berufs- oder 
Wirtschaftswelt aufrechterhalten bleiben soll. 2Sie kann im Arbeits- oder Beamten-
verhältnis wahrgenommen werden und umfasst mindestens die Hälfte des Umfangs 
einer Vollzeitprofessur; eine Ausgestaltung in Blockform ist zulässig. 3An künstleri-
schen Fachbereichen sowie in begründeten Ausnahmefällen kann sie geringeren 
Umfang haben und nebenberuflich, auch in Form einer selbstständigen Tätigkeit, 
wahrgenommen werden. 
(9) 1Professorinnen und Professoren stehen nach dem Ausscheiden aus dem akti-
ven Dienst die mit der Lehrbefugnis verbundenen Rechte zur Abhaltung von Lehr-
veranstaltungen und zur Beteiligung an Prüfungsverfahren zu. 2Sie führen die Be-
zeichnung „Professorin“ oder „Professor“; Abs. 4 Satz 3 und 4 findet Anwendung. 
(10) 1Personen, die die Einstellungsvoraussetzungen nach § 68 erfüllen, können 
aufgrund eines gemeinsamen Berufungsverfahrens abweichend von Abs. 4 auch in 
die mitgliedschaftsrechtliche Stellung einer Professorin oder eines Professors nach 
§ 37 an der Hochschule, die am gemeinsamen Berufungsverfahren beteiligt war, 
berufen werden. 2In diesem Fall werden die Personen in einem privatrechtlichen Ar-
beitsverhältnis an der am gemeinsamen Berufungsverfahren beteiligten For-
schungseinrichtung oder der medizinischen Einrichtung außerhalb des Hochschul-
bereichs beschäftigt. 3Ihnen können die Aufgaben nach Abs. 1 übertragen werden. 
4Die nach Satz 1 berufenen Personen sind verpflichtet, mindestens zwei Semester-
wochenstunden an der am gemeinsamen Berufungsverfahren beteiligten Hoch-
schule zu lehren. 5Sie haben das Recht, für die Dauer ihres 
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Beschäftigungsverhältnisses an der Forschungseinrichtung oder der medizinischen 
Einrichtung außerhalb des Hochschulbereichs die Bezeichnung „Professorin“ oder 
„Professor“ zu führen. 6Abs. 4 Satz 3 und 4 gelten entsprechend. 7Das Nähere zur 
Ausgestaltung der Rechtsstellung, insbesondere die mitgliedschaftsrechtliche Stel-
lung, regelt die Hochschule durch Satzung. 
 
§ 70 HessHG Entwicklungszusagen, Qualifikationsprofessur 
(1) 1Soweit dies in der Ausschreibung vorgesehen ist, kann im Rahmen der Einstel-
lung die dauerhafte Übertragung einer Professur einer höheren Besoldungsgruppe 
für den Fall zugesagt werden, dass sich die Professorin oder der Professor in einer 
höchstens sechsjährigen Beschäftigungsphase für die zugesagte Professur bewährt 
hat (Entwicklungszusage). 2Die Anforderungen an die Bewährung werden in einer 
Ziel- und Leistungsvereinbarung festgelegt. 3Abs. 4 Satz 2 und 6 sowie § 74 bleiben 
unberührt. 
(2) 1Die Bewährung in Forschung und Lehre sowie die Erreichung der in der Verein-
barung nach Abs. 1 Satz 2 festgelegten Ziele sind in einem Evaluationsverfahren 
unter Beteiligung externer und international ausgewiesener Wissenschaftlerinnen 
oder Wissenschaftler festzustellen. 2Von einem Evaluationsverfahren nach Satz 1 
kann in begründetem Einzelfall abgesehen werden, wenn eine andere Hochschule 
einen zumindest gleichwertigen Ruf erteilt hat. 3Das Nähere regelt die Hochschule 
durch Satzung. 
(3) 1Das Ziel einer Entwicklungszusage kann an Universitäten, Kunst- und Musik-
hochschulen sowie der Hochschule Geisenheim im Fall der erstmaligen Verleihung 
einer Professur auch in der Erbringung der zusätzlichen wissenschaftlichen Leistun-
gen nach § 68 Abs. 2 Nr. 1 in Verbindung mit der Zusage der dauerhaften Übertra-
gung einer Professur derselben oder einer höheren Besoldungsgruppe bestehen 
(Qualifikationsprofessur). 2Die Bewerberin oder der Bewerber soll an einer anderen 
als der berufenden Hochschule promoviert haben oder nach der Promotion mindes-
tens zwei Jahre außerhalb der berufenden Hochschule wissenschaftlich tätig gewe-
sen sein. 3Die Dauer der wissenschaftlichen Tätigkeit während und nach der Promo-
tion soll in der Regel neun Jahre oder die Tätigkeit nach der Promotion vier Jahre 
nicht übersteigen; Abs. 4 Satz 2 gilt entsprechend. 4Die Aufgaben der Qualifikations-
professorinnen und -professoren in der Lehre sind zugunsten der eigenverantwortli-
chen Forschung entsprechend zu verringern. 
(4) 1Während der Bewährungsphase erfolgt die Beschäftigung in einem Beamten-
verhältnis auf Zeit von einer insgesamt höchstens sechsjährigen Dauer oder in ei-
nem entsprechend befristeten Arbeitsverhältnis. 2Bei Geburt oder Annahme eines 
Kindes oder seiner Aufnahme in den Haushalt mit dem Ziel seiner Annahme als Kind 
während der Bewährungsphase wird die höchstzulässige Dauer des Beschäfti-
gungsverhältnisses um ein Jahr pro Kind verlängert, höchstens jedoch um insge-
samt zwei Jahre. 3Nach der erfolgreichen Evaluation wird das Beamtenverhältnis auf 
Zeit in ein Beamtenverhältnis auf Lebenszeit umgewandelt, soweit die beamten-
rechtlichen Voraussetzungen hierfür vorliegen. 4Zudem kann die Übernahme in ein 
höheres Amt erfolgen. 5Entsprechendes gilt für die Umwandlung eines befristeten 
Arbeitsverhältnisses in ein unbefristetes. 6Konnte in dem Evaluationsverfahren nach 
Abs. 2 die erforderliche Bewährung in Forschung und Lehre nicht festgestellt wer-
den, kann das Beamtenverhältnis auf Zeit oder das Arbeitsverhältnis um bis zu ein 
Jahr verlängert werden. 
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(5) 1Qualifikationsprofessuren können ausnahmsweise auch ohne Entwicklungszu-
sage begründet werden. 2Abs. 3 Satz 2 bis 4 sowie Abs. 4 Satz 1 und 2 gelten ent-
sprechend. 3Bei einem Wechsel auf eine Qualifikationsprofessur mit Entwicklungs-
zusage ist die Dauer der Beschäftigung auf die Höchstdauer nach Abs. 4 Satz 1 
anzurechnen. 
(6) Die Befristungsregelungen des Abs. 4 Satz 1 und 2 gelten für nichtstaatliche 
Hochschulen entsprechend. 
 
§ 74 HessHG Befristete Beschäftigungsverhältnisse 
(1) 1Dem künstlerischen und wissenschaftlichen Personal in einem Beamtenverhält-
nis auf Zeit ist das Dienstverhältnis auf Antrag um Zeiten 
1. einer Beurlaubung oder Ermäßigung der Arbeitszeit um mindestens ein Fünftel 

der regelmäßigen Arbeitszeit nach den §§ 63, 64, 64a und 64b des Hessischen 
Beamtengesetzes oder wegen einer Schwerbehinderung, 

2. einer Beurlaubung für eine wissenschaftliche oder künstlerische Tätigkeit oder 
eine außerhalb des Hochschulbereichs oder im Ausland durchgeführte wissen-
schaftliche, künstlerische oder berufliche Aus-, Fort- oder Weiterbildung, 

3. einer Inanspruchnahme von Elternzeit nach § 7 Abs. 1 der Hessischen Mutter-
schutz- und Elternzeitverordnung vom 8. Dezember 2011 (GVBl. I S. 758, 2012 
S. 10, 340), zuletzt geändert durch Verordnung vom 19. Juni 2018 (GVBl. S. 
278), 

4. eines Beschäftigungsverbots nach § 1 Satz 1 Nr. 2 der Hessischen Mutter-
schutz- und Elternzeitverordnung, 

5. eines während des Bestehens des Dienstverhältnisses absolvierten Grundwehr- 
oder Ersatzdienstes, 

6. einer Freistellung im Umfang von mindestens einem Fünftel der regelmäßigen 
Arbeitszeit zur Wahrnehmung von Aufgaben in einer Personal- oder Schwerbe-
hindertenvertretung oder zur Wahrnehmung von Aufgaben als Frauen- und 
Gleichstellungsbeauftragte einer Hochschule, 

7. des Ruhens der Rechte und Pflichten aus dem Beamtenverhältnis nach § 30 
des Hessischen Abgeordnetengesetzes vom 18. Oktober 1989 (GVBl. I S. 261), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 29. Mai 2020 (GVBl. S. 362), 

zu verlängern. 2Die Höchstdauer der Verlängerung nach Satz 1 Nr. 1, 2 und 6 darf 
jeweils zwei Jahre nicht überschreiten. 3Die Verlängerung erfolgt höchstens in dem 
Umfang, in dem die Arbeitszeit nach Satz 1 reduziert wurde. 4Eine Verlängerung 
nach Satz 1 wird nicht auf die zulässige Befristungsdauer nach § 70 Abs. 4 Satz 2 
oder § 72 Abs. 2 Satz 2 angerechnet. 
(2) Soweit ein befristetes Arbeitsverhältnis begründet worden ist, gilt Abs. 1 außer in 
den in den §§ 63, 64, 64a und 64b des Hessischen Beamtengesetzes geregelten 
Fällen der Beurlaubung und Teilzeitbeschäftigung entsprechend. 
(3) Befindet sich eine Person, die in ein Beamtenverhältnis auf Zeit an einer Hoch-
schule des Landes berufen wird, in einem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit des 
Landes oder einer Hochschule des Landes, ruhen die Rechte und Pflichten aus die-
sem Amt für die Dauer des Beamtenverhältnisses auf Zeit; § 33 Abs. 2 des Hessi-
schen Beamtengesetzes findet keine Anwendung. 
 
§ 95 HessHG Personal 
(1) 1Die Stiftungsuniversität besitzt Dienstherrnfähigkeit im Sinne des § 2 des Hes-
sischen Beamtengesetzes. 2Die Beamtinnen und Beamten werden von der 
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Präsidentin oder dem Präsidenten ernannt. 3Professorinnen und Professoren sowie 
die hauptberuflichen Mitglieder des Präsidiums werden in einem Beamten- oder Ar-
beitsverhältnis beschäftigt. 4Die sich aus vor dem 31. Dezember 2015 begründeten 
Arbeitsverhältnissen ergebenden zusätzlichen Kosten werden vom Land nach Maß-
gabe einer vertraglichen Regelung erstattet. 
(2) Die Stiftungsuniversität hat das Recht, eigene Tarifverträge abzuschließen. 
(3) Die an der Stiftungsuniversität und dem Universitätsklinikum Frankfurt tätigen 
Beamtinnen und Beamten des Landes mit Ausnahme der dorthin abgeordneten sind 
mit Wirkung vom 1. Januar 2008 Beamtinnen und Beamte der Stiftungsuniversität. 
(4) 1Die Arbeits- und Auszubildendenverhältnisse der an der Stiftungsuniversität und 
dem Universitätsklinikum Frankfurt tätigen Beschäftigten im Landesdienst gehen mit 
Wirkung vom 1. Januar 2008 mit allen Rechten und Pflichten auf die Stiftungsuni-
versität über. 2§ 22 des Gesetzes für die hessischen Universitätskliniken bleibt un-
berührt. 3Die Arbeits- und Auszubildendenverhältnisse werden unter Anerkennung 
der beim Land erworbenen arbeits- und tarifvertraglichen Rechte fortgeführt, soweit 
nicht künftiges Tarifrecht der Stiftung dem entgegensteht. 4Betriebsbedingte Kündi-
gungen aus Anlass des Formwechsels der Universität in eine Stiftung sind ausge-
schlossen. 5Dienstvereinbarungen gelten fort. 
(5) Für neu einzustellende Beschäftigte gelten bis zum Abschluss eigener kollektiver 
arbeitsrechtlicher Regelungen die arbeits- und tarifvertraglichen Bestimmungen des 
Landes. 
(6) 1Die beim Land in einem Beamten-, Arbeits- oder Ausbildungsverhältnis zurück-
gelegten Zeiten werden bei einem Wechsel zur Stiftungsuniversität bis zum 31. De-
zember 2017 von der Stiftungsuniversität so angerechnet, als ob sie bei ihr zurück-
gelegt worden wären. 2Entsprechendes gilt für die Anrechnung der bei der Stiftungs-
universität zurückgelegten Zeiten bei einem Wechsel in den Landesdienst. 3Die Be-
schäftigten der Stiftungsuniversität dürfen Einrichtungen und Angebote des Landes 
im gleichen Umfang und zu gleichen Bedingungen in Anspruch nehmen wie Be-
dienstete der anderen Hochschulen des Landes. 
(7) Die Stiftungsuniversität gewährleistet zur Sicherung der Ansprüche auf eine zu-
sätzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung der Beschäftigten, dass die für eine 
Beteiligungsvereinbarung mit der Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder 
aufgrund deren Satzung geforderten tatsächlichen und rechtlichen Voraussetzun-
gen geschaffen werden und erhalten bleiben. 
(8) 1Die Kosten der Versorgungsleistungen der ab 1. Januar 2008 aus dem Dienst 
der Stiftungsuniversität ausscheidenden Beamtinnen und Beamten, der Beiträge zur 
Nachversicherung und der Beihilfeleistungen übernimmt das Land solange und in 
dem Umfang, wie das bei anderen Hochschulen des Landes erfolgt. 2Soweit der 
Umfang des bestehenden Stellenplans ausgeweitet wird, sind kostendeckende Zah-
lungen an das Land zu leisten. 
(9) 1Dienstvorgesetzte oder Dienstvorgesetzter der Präsidentin oder des Präsiden-
ten ist die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Hochschulrats. 2Dienstvorgesetzte 
oder Dienstvorgesetzter des übrigen Hochschulpersonals ist die Präsidentin oder 
der Präsident. 
(10) Die für das Hochschulwesen zuständige Ministerin oder der hierfür zuständige 
Minister wird ermächtigt, im Einvernehmen mit der für das Recht des öffentlichen 
Dienstes zuständigen Ministerin oder dem hierfür zuständigen Minister und der Stif-
tungsuniversität Zuständigkeiten einschließlich der Entscheidung über 
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Widersprüche in Angelegenheiten der Beihilfe, Besoldung und Versorgung auf eine 
andere Stelle zu übertragen. 
 
§ 97 HessHG Hochschule für Bildende Künste – Städelschule 
(1) 1Die Arbeits- und Ausbildungsverhältnisse der an der Hochschule für Bildende 
Künste – Städelschule (nachfolgend als Städelschule bezeichnet) als Anstalt des 
öffentlichen Rechts tätigen Beschäftigten werden ab dem 1. Januar 2019 von der 
Städelschule als Körperschaft des öffentlichen Rechts unverändert fortgeführt. 2Be-
triebsbedingte Kündigungen aus Anlass des Formwechsels der Städelschule in eine 
Körperschaft sind ausgeschlossen, Dienstvereinbarungen gelten fort. 3Für neu ein-
zustellende Beschäftigte gelten die arbeits- und tarifvertraglichen Bestimmungen 
des Landes mit Ausnahme des § 25 des Tarifvertrags für den öffentlichen Dienst des 
Landes Hessen (TV-H). 4Die Beschäftigten haben Anspruch auf eine zusätzliche Al-
ters- und Hinterbliebenenversorgung, die derjenigen nach § 25 TV-H im Wesentli-
chen gleichwertig ist. 5Die Beschäftigten der Städelschule dürfen Angebote und Ein-
richtungen des Landes im gleichen Umfang und zu gleichen Bedingungen in An-
spruch nehmen wie Bedienstete der anderen Hochschulen des Landes. 
(2) 1Vorgesetzte oder Vorgesetzter der Präsidentin oder des Präsidenten ist die oder 
der Vorsitzende des Hochschulrats. 2Vorgesetzte oder Vorgesetzter des übrigen 
Hochschulpersonals ist die Präsidentin oder der Präsident. 3Zur Begründung des 
Arbeitsverhältnisses mit der Präsidentin oder dem Präsidenten wird die Städelschule 
durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Hochschulrats vertreten. 4Der Ver-
trag steht unter dem Vorbehalt der Zustimmung des Ministeriums. 
(3) 1Von den Bestimmungen dieses Gesetzes können vom Senat im Einvernehmen 
mit dem Präsidium für folgende Bereiche abweichende Regelungen getroffen wer-
den: 
1. von der Organisationsstruktur und den Bezeichnungen der Organe nach den §§ 

36 bis 55, mit Ausnahme der §§ 37 bis 40, durch die Grundordnung, die der 
Genehmigung des Ministeriums bedarf, 

2. von dem Berufungsverfahren nach § 69 durch Satzung, 
3. von der aufgrund des § 76 erlassenen Rechtsverordnung durch Satzung, 
4. von der Qualitätssicherung nach § 14 Abs. 1 durch Satzung. 
2Die Satzungen nach Satz 1 Nr. 2 bis 4 bedürfen der Genehmigung des Hochschul-
rats. 
(4) 1Die Studierenden der Städelschule sind verpflichtet, Beiträge zur Finanzierung 
des Verpflegungsbetriebs der Städelschule und sonstiger der Förderung der wirt-
schaftlichen, sozialen, gesundheitlichen, sportlichen und kulturellen Belange der 
Studierenden dienender Einrichtungen und Maßnahmen der Städelschule zu leisten. 
2Die Beiträge werden aufgrund einer Satzung des Senats der Städelschule erhoben, 
die der Genehmigung des Hochschulrats bedarf. 3Sie sollen die Beiträge der Stu-
dierenden der anderen Hochschulen des Landes zu den Studierendenwerken nicht 
wesentlich übersteigen. 
(5) 1Von den §§ 83 bis 87 können durch Satzung des Senats der Städelschule, die 
der Genehmigung des Hochschulrats bedarf, abweichende Regelungen getroffen 
werden. 2Für den Satzungsbeschluss ist zusätzlich die Stimmenmehrheit der Se-
natsmitglieder nach § 42 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 erforderlich. 
 
§ 99 HessHG Ausschluss der Geltung von Vorschriften 
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§ 2 Abs. 2, § 3 Abs. 11 und 12, die §§ 10, 11, 16, 17 und 18 Abs. 3, § 20 Abs. 5, § 34 
Abs. 7 Satz 3, § 41 Abs. 3 Satz 2, § 43 Abs. 7, die §§ 48 und 60 Abs. 1, 5 und 7, die 
§§ 61 bis 65 und § 66 Abs. 2 gelten nicht für die Hessische Hochschule für öffentli-
ches Management und Sicherheit. 
 
§ 111 HessHG Personal 
(1) 1Die Bediensteten der Hessischen Hochschule für öffentliches Management und 
Sicherheit stellt die für das Dienstrecht zuständige Ministerin oder der hierfür zustän-
dige Minister ein; sie oder er kann ihre oder seine Zuständigkeit auf die Hessische 
Hochschule für öffentliches Management und Sicherheit übertragen. 2Die Delegati-
onsbefugnis gilt nicht für die Einstellung der Professorinnen und Professoren, Hoch-
schuldozentinnen und Hochschuldozenten und Lehrkräfte für besondere Aufgaben. 
3Abweichend von § 66 Abs. 4 Satz 1 findet auf die Professorinnen und Professoren 
der Hessischen Hochschule für öffentliches Management und Sicherheit § 9 der 
Hessischen Laufbahnverordnung Anwendung. 
(2) Von dem Berufungsverfahren nach § 69 sind vom Senat durch Satzung abwei-
chende Regelungen zu treffen.3 
(3) 1Die Satzung nach Abs. 2 bedarf der Genehmigung des für das Dienstrecht zu-
ständigen Ministeriums im Einvernehmen mit dem für das Hochschulwesen zustän-
digen Ministerium. 2Die Satzung nach § 67 Abs. 7 Satz 3 bedarf der Genehmigung 
des für das Dienstrecht zuständigen Ministeriums. 3Die Genehmigung der Satzung 
nach Satz 1 und der Satzung nach Satz 2 ist zu versagen, soweit durch eine dort 
getroffene Regelung die Erfüllung der nach Abs. 1 der für das Dienstrecht zuständi-
gen Ministerin oder dem hierfür zuständigen Minister übertragenen Aufgabe gefähr-
det wird.4 
(4) Die wissenschaftlichen Kenntnisse und Methoden sowie berufspraktischen Fä-
higkeiten und Kenntnisse, die zur Erfüllung der Aufgaben der Laufbahnen erforder-
lich sind, werden an der Hessischen Hochschule für öffentliches Management und 
Sicherheit durch Professorinnen und Professoren, Hochschuldozentinnen und 
Hochschuldozenten sowie wissenschaftliche Mitglieder vermittelt. 
(5) 1Für die Hochschuldozentinnen und Hochschuldozenten an der Hessischen 
Hochschule für öffentliches Management und Sicherheit gelten § 67 Abs. 1, 3 und 4 
Satz 1, Abs. 5 und 6 und § 75 Abs. 1 entsprechend. 2§ 51 Abs. 3 Satz 1 gilt entspre-
chend mit der Maßgabe, dass die Dekanin oder der Dekan und die Vertreterin oder 
der Vertreter der Dekanin oder des Dekans vom Fachbereichsrat aus dem Kreis der 
dem Fachbereich angehörenden Professorinnen und Professoren und Hochschul-
dozentinnen und Hochschuldozenten gewählt werden. 
(6) 1Hochschuldozentinnen und Hochschuldozenten müssen neben den beamten-
rechtlichen Voraussetzungen grundsätzlich ein ihren Lehraufgaben entsprechendes 
Hochschulstudium, pädagogische Eignung und eine einschlägige berufspraktische 
Tätigkeit nachweisen. 2An die Stelle des abgeschlossenen Hochschulstudiums kön-
nen berufspraktische Tätigkeiten treten, wenn sie Kenntnisse und Erfahrungen ver-
mittelt haben, die die Bewerber auf ihrem Fachgebiet befähigen, eine Lehrtätigkeit 
auszuüben, die derjenigen von Lehrkräften mit abgeschlossenem Hochschulstu-
dium entspricht. 3Vor ihrer Einstellung an der Hessischen Hochschule für öffentliches 
Management und Sicherheit sollen sie im öffentlichen Dienst tätig gewesen sein. 
(7) Für Beamtinnen und Beamte und Richterinnen und Richter, die an der Hessi-
schen Hochschule für öffentliches Management und Sicherheit auf Zeit als Hoch-
schuldozentinnen und Hochschuldozenten eingesetzt werden sollen, gilt Abs. 6 mit 
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der Maßgabe, dass die pädagogische Eignung auch während der Lehrtätigkeit er-
probt werden kann. 
 
§ 7 BeamtStG5 Voraussetzungen des Beamtenverhältnisses 
(1) 1In das Beamtenverhältnis darf nur berufen werden, wer 
1. Deutsche oder Deutscher im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgeset-

zes ist oder die Staatsangehörigkeit 
a) eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union oder 
b) eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen 

Wirtschaftsraum oder 
c) eines Drittstaates, dem die Bundesrepublik Deutschland und die Europäi-

sche Union vertraglich einen entsprechenden Anspruch auf Anerkennung 
von Berufsqualifikationen eingeräumt haben, 

besitzt, 
2. die Gewähr dafür bietet, jederzeit für die freiheitliche demokratische Grundord-

nung im Sinne des Grundgesetzes einzutreten, und 
3. die nach Landesrecht vorgeschriebene Befähigung besitzt. 
2In das Beamtenverhältnis darf nicht berufen werden, wer unveränderliche Merkmale 
des Erscheinungsbilds aufweist, die mit der Erfüllung der Pflichten nach § 34 Absatz 
2 nicht vereinbar sind. 
(2) Wenn die Aufgaben es erfordern, darf nur eine Deutsche oder ein Deutscher im 
Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes in ein Beamtenverhältnis beru-
fen werden. 
(3) Ausnahmen von Absatz 1 Nr. 1 und Absatz 2 können nur zugelassen werden, 
wenn 
1. für die Gewinnung der Beamtin oder des Beamten ein dringendes dienstliches 

Interesse besteht oder 
2. bei der Berufung von Hochschullehrerinnen und Hochschullehrern und anderen 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des wissenschaftlichen und künstlerischen 
Personals in das Beamtenverhältnis andere wichtige Gründe vorliegen. 

b) Besoldung 

 
§ 32 HessBesG6 Besoldungsordnung W 
1Die Ämter der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer sind in der Besoldungs-
ordnung W (Anlage II) geregelt. 2Die Grundgehaltssätze sind in der Anlage IV aus-
gewiesen. 3Satz 1 und 2 gelten auch für hauptamtliche Leiterinnen und Leiter sowie 
Mitglieder von Leitungsgremien an Hochschulen, die nicht Hochschullehrerinnen 
oder Hochschullehrer sind. 4Die in den Besoldungsordnungen A und B geregelten 
Einstufungen der Leitungsfunktionen an der Hessischen Hochschule für öffentliches 
Management und Sicherheit und der Hessischen Hochschule für Finanzen und 
Rechtspflege in Rotenburg a. d. Fulda bleiben von Satz 3 unberührt. 
 
§ 33 HessBesG Bemessung des Grundgehalts 
(1) 1Das Grundgehalt wird, soweit die Besoldungsordnung W nicht feste Gehälter 
vorsieht, nach Stufen bemessen. 2Der Aufstieg in eine nächsthöhere Stufe erfolgt 
nach bestimmten Zeiten beruflicher Erfahrung (professorale Erfahrungszeiten). 
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(2) 1Mit der ersten Ernennung mit Anspruch auf Dienstbezüge setzt die Hochschule 
ein Grundgehalt der Stufe 1 fest, soweit nicht nach § 34 Abs. 1 professorale Erfah-
rungszeiten anerkannt werden. 2Die Stufe wird mit Wirkung zum Ersten des Monats 
festgesetzt, in dem die Ernennung wirksam wird. 3Die Stufenfestsetzung ist der Pro-
fessorin oder dem Professor schriftlich mitzuteilen. 
(3) 1Das Grundgehalt steigt bis zur Endstufe im Abstand von fünf Jahren. 2Zeiten 
ohne Anspruch auf Dienstbezüge verzögern den Aufstieg um diese Zeiten, soweit in 
§ 34 Abs. 2 nichts anderes bestimmt ist. 3Die Zeiten nach Satz 2 sind auf volle Mo-
nate abzurunden. 
(4) 1Wird aufgrund einer Leistungsbewertung festgestellt, dass die Leistung einer 
Professorin oder eines Professors nicht den mit dem Amt verbundenen Anforderun-
gen entspricht, verbleibt sie oder er jeweils in der bisherigen Stufe (Aufstiegshem-
mung). 2Wird in der Folgezeit festgestellt, dass die Leistung wieder den mit dem Amt 
verbundenen Anforderungen entspricht, endet die Aufstiegshemmung. 
(5) 1Die Entscheidung nach Abs. 4 trifft die Hochschule. 2Sie ist der Professorin oder 
dem Professor schriftlich mitzuteilen. 3Widerspruch und Anfechtungsklage haben 
keine aufschiebende Wirkung. 
(6) 1Eine Professorin oder ein Professor verbleibt in der bisherigen Stufe, sofern sie 
oder er vorläufig dem Dienst enthoben ist. 2Führt das Disziplinarverfahren nicht zur 
Entfernung aus dem Dienst oder endet das Dienstverhältnis nicht durch Entlassung 
auf Antrag der Professorin oder des Professors oder infolge strafgerichtlicher Verur-
teilung, regelt sich das Aufsteigen im Zeitraum der vorläufigen Dienstenthebung 
nach Abs. 3 Satz 1. 
 
§ 34 HessBesG Berücksichtigungsfähige Zeiten 
(1) 1Bei der ersten Stufenfestsetzung werden als Erfahrungszeiten nach § 33 Abs. 1 
Satz 2 anerkannt: 
1. Zeiten einer hauptberuflichen professoralen Tätigkeit an einer Hochschule, die 

nicht Zeiten der beruflichen Qualifizierung sind, 
2. Zeiten einer hauptamtlichen Wahrnehmung von Funktionen der Hochschul-

selbstverwaltung oder der Hochschulleitung. 
2Zeiten nach Satz 1 werden durch Unterbrechungszeiten nach Abs. 2 nicht vermin-
dert. 3Die Zeiten nach Satz 1 werden auf volle Monate aufgerundet. 
(2) Abweichend von § 33 Abs. 3 Satz 2 wird der Aufstieg in den Stufen durch fol-
gende Zeiten nicht verzögert: 
1. Zeiten einer Kinderbetreuung bis zu drei Jahren für jedes Kind, 
2. Zeiten der tatsächlichen Pflege von nach ärztlichem Gutachten pflegebedürfti-

gen nahen Angehörigen (Eltern, Schwiegereltern, Ehegattinnen und Ehegatten, 
Lebenspartnerinnen und Lebenspartner, Geschwister oder Kinder) bis zu drei 
Jahren für jede nahe Angehörige oder jeden nahen Angehörigen, 

3. Zeiten einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge, wenn die oberste Dienstbehörde 
oder die von ihr bestimmte Stelle vor Beginn der Beurlaubung schriftlich aner-
kannt hat, dass der Urlaub dienstlichen Interessen oder öffentlichen Belangen 
dient, 

4. Zeiten einer Eignungsübung nach dem Eignungsübungsgesetz. 
 
§ 35 HessBesG Leistungsbezüge 
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(1) 1In den Besoldungsgruppen der Besoldungsordnung W werden nach Maßgabe 
des Satz 2 bis 5 und der Abs. 2 bis 4 zusätzlich zum Grundgehalt variable Leis-
tungsbezüge vergeben 
1. aus Anlass von Berufungs- und Bleibeverhandlungen (Berufungs- und Bleibe-

leistungsbezüge), 
2. für besondere Leistungen in Forschung, Lehre, Kunst, Weiterbildung und Nach-

wuchsförderung und entsprechende Leistungen im Bereich außerhochschuli-
scher Forschungseinrichtungen (besondere Leistungsbezüge) sowie 

3. für die Wahrnehmung von Funktionen oder besonderen Aufgaben im Rahmen 
der Hochschulselbstverwaltung, der Hochschulleitung oder an außerhochschu-
lischen Forschungseinrichtungen, die durch Kooperationsvertrag mit der Hoch-
schule verbunden sind (Funktionsleistungsbezüge). 

2Berufungs- und Bleibeleistungsbezüge sowie besondere Leistungsbezüge können 
befristet oder unbefristet sowie als Einmalzahlung vergeben werden. 3Ein Wechsel 
der Besoldungsgruppe innerhalb der Hochschule gilt als Neuberufung. 4Funktions-
leistungsbezüge werden für die Dauer der Wahrnehmung der Funktion oder Aufgabe 
gewährt. 5Sie können auch für die hauptamtliche Wahrnehmung vergeben werden. 
(2) 1Die Dienstbezüge nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 und 2 dürfen insgesamt das Grundgehalt 
der Besoldungsgruppe B 10 übersteigen, wenn dies erforderlich ist, um die Profes-
sorin oder den Professor 
1. aus dem Bereich außerhalb der deutschen Hochschulen zu gewinnen oder um 

die Abwanderung in den Bereich außerhalb der deutschen Hochschulen abzu-
wenden, 

2. für eine Hochschule zu gewinnen oder die Abwanderung an eine andere deut-
sche Hochschule zu verhindern, soweit bereits an der bisherigen Hochschule 
Dienstbezüge nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 und 2 bezogen werden, die das Grundgehalt 
der Besoldungsgruppe B 10 übersteigen. 

2Dies gilt entsprechend für hauptberufliche Leiterinnen und Leiter sowie Mitglieder 
von Leitungsgremien an Hochschulen, die nicht Hochschullehrerin oder Hochschul-
lehrer sind. 
(3) 1Berufungs- und Bleibeleistungsbezüge sowie besondere Leistungsbezüge sind 
bis zur Höhe von zusammen 40 Prozent des jeweiligen Grundgehalts ruhegehaltfä-
hig, soweit sie unbefristet gewährt und jeweils mindestens zwei Jahre bezogen wor-
den sind; werden sie befristet gewährt, können sie bei wiederholter Vergabe für ru-
hegehaltfähig erklärt werden. 2Sie können über den Prozentsatz nach Satz 1 hinaus 
nach Maßgabe einer Rechtsverordnung nach § 38 für ruhegehaltfähig erklärt wer-
den. 
(4) 1Funktionsleistungsbezüge sind ruhegehaltfähig in Höhe von 25 Prozent, soweit 
sie fünf Jahre bezogen worden sind, in Höhe von 50 Prozent, wenn sie mindestens 
fünf Jahre und zwei Amtszeiten bezogen worden sind. 2Tritt die Beamtin oder der 
Beamte wegen Erreichens der gesetzlichen Altersgrenze während der Amtszeit in 
den Ruhestand, werden die Funktionsleistungsbezüge in voller Höhe ruhegehaltfä-
hig, soweit sie mindestens fünf Jahre bezogen worden sind. 3Wird die Beamtin oder 
der Beamte während der Amtszeit wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand ver-
setzt, gilt Satz 2 entsprechend. 
(5) Bei Eintritt des Versorgungsfalls werden bei hauptamtlichen Leiterinnen und Lei-
tern sowie Mitgliedern von Leitungsgremien an Hochschulen, die sich auch in einem 
Beamtenverhältnis auf Lebenszeit zum Land oder zu einer Hochschule des Landes 
befinden, unter Berücksichtigung von § 35 Abs. 4 die ruhegehaltfähigen 
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Dienstbezüge des Leitungsamtes zugrunde gelegt, wenn sie höher sind als die ru-
hegehaltfähigen Dienstbezüge des Amtes im Beamtenverhältnis auf Lebenszeit. 
 
§ 37 HessBesG Forschungs- und Lehrzulage 
(1) 1Hochschullehrerinnen und Hochschullehrern, die Mittel Dritter für Forschungs-
vorhaben oder Lehrvorhaben der Hochschule einwerben und diese Vorhaben durch-
führen, kann für die Dauer des Drittmittelflusses aus diesen Mitteln eine nicht ruhe-
gehaltfähige Zulage gewährt werden (Forschungs- und Lehrzulage). 2Forschungs- 
und Lehrzulagen dürfen zusammen jährlich das Jahresgrundgehalt der Hochschul-
lehrerin oder des Hochschullehrers nur in Ausnahmefällen überschreiten. 
(2) Eine Zulage für die Durchführung von Lehrvorhaben darf nur vergeben werden, 
wenn die entsprechende Lehrtätigkeit der Hochschullehrerin oder des Hochschul-
lehrers nicht auf die jeweilige Regellehrverpflichtung angerechnet wird. 
 
§ 38 HessBesG Verordnungsermächtigungen 
(1) Die für das Hochschulwesen zuständige Ministerin oder der hierfür zuständige 
Minister wird ermächtigt, im Einvernehmen mit der für das Recht des öffentlichen 
Dienstes zuständigen Ministerin oder dem hierfür zuständigen Minister durch 
Rechtsverordnung Näheres zu den §§ 35 und 37 zu bestimmen sowie für den Be-
reich der Hochschulen nähere Bestimmungen zu der Übertragung eines Amtes der 
Besoldungsgruppe W 2 oder W 3 auf Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer in 
Ämtern der Besoldungsordnung C nach § 70 zu treffen. 
(2) Die Ministerin oder der Minister der Finanzen wird ermächtigt, im Einvernehmen 
mit der für Justiz zuständigen Ministerin oder dem hierfür zuständigen Minister durch 
Rechtsverordnung für den Bereich der Hessischen Hochschule für Finanzen und 
Rechtspflege in Rotenburg a. d. Fulda nähere Regelungen zu § 35 zu treffen. 
(3) Die für das Recht des öffentlichen Dienstes zuständige Ministerin oder der hierfür 
zuständige Minister wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung für den Bereich der 
Hessischen Hochschule für öffentliches Management und Sicherheit nähere Rege-
lungen zu den §§ 35 und 37 zu treffen. 
 
Anlage II7 Besoldungsordnung W 
 
Erster Teil Vorbemerkungen 
 
1. Zuordnung von Hochschullehrämtern 
Die Ämter der Professorinnen und Professoren an Hochschulen werden nach Maß-
gabe des Haushalts den Besoldungsgruppen W 1, W 2 oder W 3 zugeordnet. 
 
2. Zuordnung von Leitungsfunktionsämtern 
Die Ämter der Präsidentinnen und Präsidenten der Universitäten und Hochschulen 
für angewandte Wissenschaften werden der Besoldungsgruppe W L3, die Ämter der 
Präsidentinnen und Präsidenten der Kunsthochschulen und der Hochschule Geisen-
heim, der Kanzlerinnen und Kanzler der Universitäten, der hauptamtlichen Vizeprä-
sidentinnen und Vizepräsidenten sowie der hauptamtlichen Dekaninnen und Dekane 
der Hochschulen werden der Besoldungsgruppe W L2, die Ämter der Kanzlerinnen 
und Kanzler der Kunsthochschulen, Hochschulen für angewandte Wissenschaften 
und Hochschule Geisenheim werden der Besoldungsgruppe W L1 zugeordnet. Den 
Amtsbezeichnungen ist jeweils ein Zusatz beizufügen, der auf die Hochschule 
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hinweist, welcher die Amtsinhaberin oder der Amtsinhaber angehört. Die in den Be-
soldungsordnungen A und B des Hessischen Besoldungsgesetzes geregelten Ein-
stufungen der Leitungsfunktionen an der Hessischen Hochschule für öffentliches 
Management und Sicherheit und der Hessischen Hochschule für Finanzen und 
Rechtspflege in Rotenburg a. d. Fulda bleiben von Satz 1 und 2 unberührt. 
 
3. Zulagen 
Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer erhalten während der Verwendung bei 
obersten Behörden des Bundes oder eines Landes sowie bei obersten Gerichtshö-
fen des Bundes eine Stellenzulage nach dem Besoldungsrecht des Bundes oder des 
Landes in der Höhe, in der sie der Bund oder das Land ihren Beamtinnen und Be-
amten für diese Verwendung gewährt, wenn sie durch den Bund oder das Land er-
stattet wird. Sie bleibt bei sonstigen Besoldungsleistungen unberücksichtigt. 
 
4. Dienstbezüge für Professorinnen als Richterinnen und Professoren als Richter 
Professorinnen und Professoren an einer Hochschule, die zugleich das Amt einer 
Richterin oder eines Richters der Besoldungsgruppen R 1 oder R 2 ausüben, erhal-
ten, solange sie beide Ämter bekleiden, die Dienstbezüge aus ihrem Amt als Profes-
sorin oder Professor und eine nicht ruhegehaltfähige Zulage nach Anlage VII. 
 
Zweiter Teil Besoldungsordnung W 
 
Besoldungsgruppe W 1 
Professorin 
Professor 
Juniorprofessorin 
Juniorprofessor 
 
Besoldungsgruppe W 2 
 
Professorin 
an einer Hochschule für angewandte Wissenschaften – 
 
Professor 
an einer Hochschule für angewandte Wissenschaften – 
 
Professorin an einer Kunsthochschule 
Professor an einer Kunsthochschule 
Professorin an der Hochschule Geisenheim 
Professor an der Hochschule Geisenheim 
Universitätsprofessorin 
Universitätsprofessor 
 
Besoldungsgruppe W 3 
 
Professorin 
an einer Hochschule für angewandte Wissenschaften – 
 
Professor 
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an einer Hochschule für angewandte Wissenschaften – 
 
Professorin an einer Kunsthochschule 
Professor an einer Kunsthochschule 
Professorin an der Hochschule Geisenheim 
Professor an der Hochschule Geisenheim 
Universitätsprofessorin 
Universitätsprofessor 
 
[…] 

 
 

1 Hessisches Hochschulgesetz (HessHG) vom 14. Dezember 2021, GVBl. S. 931; zuletzt geändert 
durch Artikel 7 des Gesetzes vom 29. Juni 2023, GVBl. S. 456.  
2 Hessisches Stiftungsgesetz vom 4. April 1966, GVBl. I S. 77; zuletzt geändert durch § 17 des Gesetzes 
vom 16. Februar 2023, GVBl. S. 90; aufgehoben mit Ablauf des 30. Juni 2023 durch § 17 des Gesetzes 
vom 16. Februar 2023, GVBl. S. 90. 
3 § 111 Abs. 2 und Abs. 3 Satz 3 LHG sind gem. C III des Beschl. des Staatsgerichtshofs v. 1. Dezember 
2023, StAnz. 2024 S. 111, verfassungswidrig und mit Art. 60 Abs. 1 Satz 2 HV i.V.m. Art. 10 HV unver-
einbar. 
4 § 111 Abs. 2 und Abs. 3 Satz 3 LHG sind gem. C III des Beschl. des Staatsgerichtshofs v. 1. Dezember 
2023, StAnz. 2024 S. 111, verfassungswidrig und mit Art. 60 Abs. 1 Satz 2 HV i.V.m. Art. 10 HV unver-
einbar. 
5 Gesetz zur Regelung des Statusrechts der Beamtinnen und Beamten in den Ländern (Beamtensta-
tusgesetz – BeamtStG) vom 17. Juni 2008, BGBl. I S. 1010; zuletzt geändert durch Artikel 5 des Geset-
zes vom 20. Dezember 2023, BGBl. 2023 I Nr. 389. 
6 Hessisches Besoldungsgesetz (HBesG) vom 27. Mai 2013, GVBl. S. 218, 256, ber. S. 508; zuletzt 
geändert durch Artikel 3, 5 und 6 des Gesetzes vom 24. Juni 2024, GVBl. Nr. 28, 34. 
7 Anlage II: Text gilt vom 01. Januar 2022 bis 31. Dezember 2028. 


	1. Berufungsprozesse (reguläres Verfahren, Ausschreibungsverzicht, Genieklausel) 
	2. Voraussetzungen für die Berufung in das Professor:innenverhältnis
	a) Juniorprofessur 
	b) Professur 

	3. Sonderfall: Regelungen zu Tenure Track 
	4. Beschäftigungsstatus/Möglichkeit zur Verbeamtung/Angestelltenverhältnis/Besoldung 
	a) Beschäftigungsstatus/Möglichkeit zur Verbeamtung/Angestelltenverhältnis
	b) Besoldung


